
Der Landtag von Niederösterreich hat am 30. März 2006 beschlossen: 

 

 

Änderung des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes (LVBG-Novelle 2006) 

 

Artikel I 

 

Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz, LGBl. 2300, wird wie folgt geändert: 

 

 

1. In § 1 Abs. 2 entfallen die beiden Gedankenstriche samt der dazwischen liegenden Wortfolge. 

 

 

2. § 1 Abs. 4 und 5 lauten: 

„(4) Örtlicher Gerichtsstand in Streitigkeiten aus Dienstverhältnissen nach diesem Gesetz ist St. 

Pölten. 

 

(5) Die Landesregierung ist ermächtigt, die dienstrechtlichen, besoldungsrechtlichen, 

ausbildungsbezogenen und sonstigen mit dem Dienstverhältnis in unmittelbarem 

Zusammenhang stehenden personenbezogenen Daten der Vertragsbediensteten 

automationsunterstützt zu verarbeiten und 

- in die Personaldatensysteme direkt Einsicht zu nehmen, soweit dies zur Vollziehung dieses 

Gesetzes notwendig ist,  

- diese Daten für statistische Auswertungen zu verwenden, soweit dies zur Wahrnehmung 

der Aufgaben im Bereich der allgemeinen Personalangelegenheiten der 

Vertragsbediensteten und der finanziellen Angelegenheiten des Dienstverhältnisses der 

Vertragsbediensteten notwendig ist und 

- aus diesen Daten Adressdaten für Benachrichtigungen oder Befragungen zu verwenden, 

wenn angesichts der Auswahlkriterien für den Kreis der Betroffenen und des Gegenstandes 

der Benachrichtigung oder Befragung eine Beeinträchtigung der Geheimhaltungsinteressen 

der Betroffenen nicht zu erwarten ist.“ 

 

 

3. § 4a entfällt. 

 

 

4. In § 14a Abs. 6 wird die Wortfolge „§ 24 Abs. 1 NÖ Kindergartengesetz 1996, LGBl. 5060.“ 

durch die Wortfolge „den landesgesetzlichen Bestimmungen über die Arbeitszeit der 

Kindergärtnerin (des Kindergärtners).“ ersetzt. 

 



 

5. In § 25 Abs. 3 wird im 2. Satz nach der Wortfolge „der bestimmten Vertragszeit“ 

- das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt und 

- die Wortfolge „durch ordnungsgemäße Kündigung durch den Dienstgeber“ durch die Wortfolge 

„längstens jedoch bis zum Ablauf der jeweils zutreffenden Kündigungsfrist gemäß § 62 Abs. 1“ 

ersetzt. 

 

 

6. § 27 samt Überschrift lautet: 

„§ 27 

Teilweise Dienstfreistellung 

 

(1) Vertragsbedienstete können über Antrag vom Dienst freigestellt werden, wenn 

berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen und wichtige dienstliche Interessen nicht 

entgegenstehen. Wenn der Vertragsbedienstete für ein minderjähriges Kind oder für einen 

pflegebedürftigen nahen Angehörigen zu sorgen hat, ist eine Freistellung bis auf die Hälfte der 

regelmäßigen Wochenarbeitszeit (§ 14a Abs. 1) zu gewähren. Das Ausmaß der Freistellung ist 

so festzulegen, dass die verbleibende Wochenarbeitszeit ein ganzzahliges Stundenausmaß 

umfasst. 

 

(2) Das Monatsentgelt, die Ergänzungszulage, Verwaltungsdienstzulage, Allgemeine 

Dienstzulage, Kinderzulage, Teuerungszulage, Personalzulage, Zulage gemäß § 73 der 

Dienstpragmatik der Landesbeamten 1972, LGBl. 2200, die Studienbeihilfen und die 

Lehrlingsbeihilfe und verringern sich entsprechend der Dienstfreistellung. Die Kinderzulage, die 

Studienbeihilfen und die Lehrlingsbeihilfe werden nicht verringert, wenn das 

Beschäftigungsausmaß zumindest die Hälfte der Normalleistung beträgt. Werden 

teilbeschäftigte Vertragsbedienstete über das vereinbarte Beschäftigungsausmaß verwendet, 

so gilt der erste Satz sinngemäß. Ein Anspruch auf Mehrdienstleistungsentschädigung entsteht 

erst, wenn die gesamte Dienstleistung die im betreffenden Kalendermonat für Vollbeschäftigte 

vorgesehene Dienstzeit übersteigt. Die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes sind 

sinngemäß unter Bedachtnahme auf das Beschäftigungsausmaß anzuwenden. 

 

(3) Bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeiträume, in denen der Vertragsbedienstete 

Dienst zu versehen hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse des Vertragsbediensteten, 

insbesondere auf die Gründe, die zur Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit 

geführt haben, soweit Rücksicht zu nehmen, als nicht wichtige dienstliche Interessen 

entgegenstehen. 

 

(4) Auf Antrag des Vertragsbediensteten kann die Dienstfreistellung vorzeitig beendet oder 

geändert werden, wenn keine wesentlichen dienstlichen Interessen entgegenstehen.“ 



 

 

7. § 39 lautet: 

„§ 39 

Studienbeihilfen, Lehrlingsbeihilfe 

 

(1) Vertragsbediensteten, die die Kinderzulage für ein Kind erhalten, gebührt eine jährliche 

Studienbeihilfe von € 230,-- wenn dieses Kind eine andere als die Pflichtschule besucht und 

sich in der 9. oder einer höheren Schulstufe befindet. 

 

(2) Vertragsbediensteten, die die Kinderzulage für zwei Kinder erhalten, gebührt eine jährliche 

Studienbeihilfe von € 230,-- wenn nur ein Kind eine andere als die Pflichtschule besucht und 

sich in der 9. oder einer höheren Schulstufe befindet. Wenn jedoch beide Kinder eine andere 

als die Pflichtschule besuchen und sich in der 9. oder einer höheren Schulstufe befinden, so 

gebührt eine jährliche Studienbeihilfe von € 230,-- für das erste Kind und von € 350,-- für das 

zweite Kind. 

 

(3) Vertragsbediensteten, die die Kinderzulage für mindestens drei Kinder erhalten, gebührt 

eine jährliche Studienbeihilfe von € 600,--  für das erste Kind, das eine andere als die 

Pflichtschule besucht und sich in der 9. oder einer höheren Schulstufe befindet. Für das zweite 

und jedes weitere Kind, das eine andere als die Pflichtschule besucht und sich in der 9. oder 

einer höheren Schulstufe befindet, ist die jährliche Studienbeihilfe unter sinngemäßer 

Anwendung des Abs. 7 durch Verordnung festzusetzen. 

 

(4) Für ein Kind, das wegen eines körperlichen oder geistigen Gebrechens im Internat einer 

Sonderschule untergebracht ist, gebührt den Vertragsbediensteten, die die Kinderzulage für 

dieses Kind erhalten, eine jährliche Studienbeihilfe von € 330,--. 

 

(5) Vertragsbediensteten, deren Ehegatten aus einem Dienstverhältnis zu einer anderen 

inländischen Gebietskörperschaft eine Kinderzulage oder eine ähnliche Leistung erhalten, 

gebührt die jährliche Studienbeihilfe unter den gleichen Voraussetzungen, sofern den 

Ehegatten nicht eine derartige Studienbeihilfe gewährt wird. 

 

(6) Die Landesregierung kann mit Verordnung die in den Abs. 1 bis 4 enthaltenen Ansätze unter 

Berücksichtigung der Art der besuchten Schulen, der Anzahl der Kinder und der dadurch 

vermehrten Lebenshaltungskosten erhöhen. Bei Änderung der gesetzlichen Ansätze kann diese 

Verordnung auch rückwirkend erlassen werden. 

 

(7) Sind die Voraussetzungen für den Anspruch auf Studienbeihilfe nicht für das ganze Jahr 

gegeben, so gebührt die Studienbeihilfe anteilsmäßig. 



 

(8) Für ein Kind, das in einem aufrechten Lehrverhältnis steht, gebührt den Bediensteten, die 

die Kinderzulage für dieses Kind erhalten, eine jährliche Lehrlingsbeihilfe von € 38,--. Abs. 7 ist 

mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass der Anspruch auf Studienbeihilfe den 

Anspruch auf Lehrlingsbeihilfe für dasselbe Kind verdrängt.“ 

 

 

8. § 40 Abs. 5 lautet: 

„Bei der Ermittlung der Anspruchsdauer nach den Abs. 1 bis 3 sind Dienstverhinderungen mit 

Unterbrechungen von weniger als 6 Monaten innerhalb der letzten 5 Jahre 

zusammenzurechnen.“ 

 

 

9. In § 43 entfällt Abs. 3; die bisherigen Abs. 4 bis 8 erhalten die Bezeichnung Abs. 3 bis 7. 

 

 

10. § 44 Abs. 6 lautet: 

„(6) Für das Urlaubsjahr, in dem das Dienstverhältnis begründet wurde, beträgt der 

Urlaubsanspruch für jeden begonnenen Monat der Dienstleistung ein Zwölftel des jährlichen 

Ausmaßes.“ 

 

 

11. In § 44 Abs. 8 wird 

- im ersten Satz die Wortfolge „Erholungsurlaub im Ausmaß der gesetzlichen 

Kindergartenferien; dieser ist während der Kindergartenferien in Anspruch zu nehmen.“ durch 

die Wortfolge „Ferienurlaub im Ausmaß von 6 Wochen; dieser ist während der 

Kindergartenferien, soweit er diese übersteigt, in der vom Kindergartenerhalter festgelegten Zeit 

während der Hauptferien nach dem NÖ Schulzeitgesetz 1978, LGBl. 5015, in Anspruch zu 

nehmen.“ und 

- im vierten Satz die Wortfolge „der Kindergartenferien“ durch die Wortfolge „des 

Ferienurlaubes“ ersetzt. 

 

 

12. § 48 samt Überschrift lautet: 

„§ 48 

Freistellung zur Wiederherstellung der Gesundheit 

 

(1) Eine Kur, deren Kosten ein Sozialversicherungsträger oder der Bund auf Grund einer 

Bewilligung des Bundessozialamtes ganz oder teilweise trägt, ist auf Antrag zu bewilligen, wenn 

kein Widerspruch zu Abs. 2 besteht. Anlässlich der Bewilligung ist die Kur zur Hälfte, höchstens 



jedoch im Ausmaß von zwei Wochen, auf den Erholungsurlaub anzurechnen. Von der halben 

Anrechnung ist jedoch Abstand zu nehmen, wenn 

1. noch keine Anrechnung erfolgte oder die letzte Anrechnung mehr als 3 Jahre zurückliegt 

oder 

2. es sich um Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation handelt oder 

3. die Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Behinderten im Sinne des § 2 

Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.Nr. 22/1970, feststeht. 

 

(2) Bei der zeitlichen Einteilung von Kuren ist – mit Ausnahme der Fälle gemäß Abs. 1 Z. 2 – 

auf dienstliche Gründe Rücksicht zu nehmen.“ 

 

 

13. In § 49b Abs. 1 wird nach der Wortfolge „eines Schwiegerelternteils“ das Wort „oder“ durch 

einen Beistrich ersetzt und nach der Wortfolge „eines Schwiegerkindes“ die Wortfolge „oder 

eines Wahl- oder Pflegeelternteils“ eingefügt. 

 

 

14. In § 49b Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Abweichend von Abs. 1 kann die Dienstfreistellung zunächst für einen bestimmten, fünf 

Monate nicht übersteigenden Zeitraum gewährt und auf Antrag auf eine Gesamtdauer von bis 

zu neun Monaten pro Anlassfall verlängert werden.“ 

 

 

15. In § 54 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge „das 60. Lebensjahr vollendet hat.“ durch die 

Wortfolge „das 65. Lebensjahr vollendet hat oder wenn er die von ihm nachzuweisenden 

inhaltlichen Voraussetzungen gemäß § 21 Abs. 2 lit. d, allenfalls in Verbindung mit Art. XXIII 

Abs. 2 der Anlage B oder gemäß § 21 Abs. 2 lit. e oder gemäß Art. XXIX Abs. 1 der Anlage B 

jeweils der DPL 1972, LGBL. 2200, in der ab 1. Juli 2006 geltenden Fassung erfüllt.“ ersetzt. 

 

 

16. In § 60 Abs. 1 lit. d  

- wird nach der Wortfolge „durch eine Dienstverhinderung in der“ die Wortfolge „gemäß § 40 

Abs. 5 zu ermittelnden“ eingefügt und 

- entfällt der Satzteil nach dem ersten Strichpunkt. 

 

 

17. § 60 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die einverständliche Lösung des Dienstverhältnisses ist auf Antrag jenen Bediensteten zu 

gewähren, denen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung ein Anspruch auf Leistungen aus 



den Versicherungsfällen des Alters oder der geminderten Arbeitsfähigkeit ab dem Zeitpunkt der 

Beendigung des Dienstverhältnisses zuerkannt wurde.“ 

 

 

18. § 60 Abs. 5 lautet: 

„(5) Die Vertragsbediensteten haben das Recht, eine gemäß Abs. 4 rechtsunwirksame 

Kündigung oder Entlassung gegen Entschädigung im Sinne des § 25 Abs. 3 zweiter und dritter 

Satz als wirksam anzuerkennen.“ 

 

 

19. In § 63 wird nach der lit. f folgender 2. Satz angefügt: 

„Der Ausspruch einer Entlassung gilt jedenfalls als unverzüglich, wenn er binnen 5 Werktagen 

ab Kenntnis der jeweiligen Dienststellenleitung vom Entlassungsgrund erfolgt. Diese Frist wird  

- im Anwendungsbereich des NÖ Landes-Personalvertretungsgesetzes, LGBl. 2001, durch 

die Einleitung von Verhandlungen bis zur Herstellung des Einvernehmens gemäß § 13 Abs. 

2 lit. g in Verbindung mit § 15 NÖ Landes-Personalvertretungsgesetz, LGBl. 2001, 

- außerhalb des Anwendungsbereich des NÖ Landes-Personalvertretungsgesetzes, LGBl. 

2001, durch die Einleitung von Ermittlungen zum Sachverhalt bis zu dessen Feststellung 

unterbrochen.“ 

 

 

20. In § 64 erhält der Text die Bezeichnung Abs. 1 und wird folgender Abs. 2 angefügt:  

 

„(2) Abs. 1 ist auch auf Lehrverhältnisse sowie auf die in § 1 Abs. 2 lit. b, c, d und f geregelten 

Dienstverhältnisse sinngemäß anzuwenden.“ 

 

 

21. Nach § 70 werden folgende §§ 70a bis 70d samt Überschrift eingefügt: 

 

 

„§ 70a 

Optionsrecht 

 

(1) Bedienstete, die am 1. Juli 2006 in einem Dienstverhältnis nach diesem Gesetz stehen und 

nicht vom Geltungsbereich des NÖ Landes-Bedienstetengesetzes (NÖ LBG), LGBl. 2100, 

ausgenommen sind, können beantragen, dass für sie nach Maßgabe der nachstehenden 

Bestimmungen das NÖ LBG anzuwenden ist. Ein solcher Antrag hat schriftlich ohne Beifügung 

von Bedingungen oder Befristungen zu erfolgen. 

 



(2) Antragsteller im Sinne des Abs. 1 sind mit Wirkung des der Antragstellung folgenden 

Monatsersten jener Verwendung gemäß den Bestimmungen des NÖ LBG zuzuordnen, die 

ihrem Dienstposten zu diesem Zeitpunkt entspricht. Bedienstete, die sich im Zeitpunkt der 

Antragstellung im Sonder- oder Karenzurlaub befinden, können frühestens mit Dienstantritt 

zugeordnet werden. 

 

(3) Die Zuordnung im Sinne des Abs. 2 hat rückwirkend bis frühestens 1. Juli 2006 zu erfolgen, 

wenn dies bis spätestens 31. Dezember 2007 gleichzeitig mit dem Antrag gemäß Abs. 1 

beantragt wird. Dabei ist von dem in diesem Zeitraum besetzten Dienstposten auszugehen; 

allfällig eingetretene Dienstpostenwechsel sind zu berücksichtigen. 

 

(4) Für gemäß Abs. 2 oder 3 zugeordnete Bedienstete gelten nach Maßgabe der 

nachstehenden Bestimmungen die Bestimmungen des NÖ LBG. Die weitere Besoldung der 

zugeordneten Bediensteten richtet sich nach dem gemäß diesem Gesetz ermittelten 

Vorrückungsstichtag, wenn diese nicht spätestens gleichzeitig mit dem Antrag gemäß Abs. 1 

die Festsetzung des Stichtags beantragen; in diesem Fall ist der Stichtag unter sinngemäßer 

Anwendung des § 7 Abs. 10 zweiter bis letzter Satz NÖ LBG festzusetzen, wobei die seit der 

Festsetzung des Vorrückungsstichtags gemäß § 7 Abs. 3 bis 8 der DPL 1972 verstrichene Zeit 

zu berücksichtigen ist. Jedenfalls ist der Vorrückungsstichtag um eine allfällige Kürzung gemäß 

§§ 7 Abs. 5 und 65 Abs. 2 oder Abs. 5 DPL 1972 (§ 31 Abs. 2 und 2a) zu bereinigen. Für 

Bedienstete, die aufgrund von Anträgen bis zum 31. Dezember 2008 zugeordnet werden, ist 

die, sich aus dem Vorrückungsstichtag ergebende, Gehaltsstufe bis zum 31. Dezember 2006 

um 3 Gehaltsstufen, vom 1. Jänner 2007 bis zum 31. Dezember 2007 um 2 Gehaltsstufen und 

vom 1. Jänner 2008 bis zum 31. Dezember 2008 um eine Gehaltsstufe, jedoch nicht unter die 

Gehaltsstufe 1, zu reduzieren. Berechtigt geführte Funktionstitel können weiterhin geführt 

werden. 

  

(5) Die Bestimmungen über das Ausmaß des Erholungsurlaubes (§ 47 NÖ LBG) gelten für 

gemäß Abs. 2 oder 3 zugeordnete Bedienstete mit Beginn des Kalenderjahres, das auf die 

Antragstellung gemäß Abs. 1 folgt. 

 

(6) Eine Zuordnung gemäß Abs. 2 oder 3 begründet kein neues Dienstverhältnis. 

 

(7) Bedienstete, deren Dienstverhältnis auf einem Sondervertrag (§ 3) beruht, können auf 

Antrag, wenn keine dienstlichen Interessen entgegenstehen, im Sinne der Abs. 2 oder 3 

zugeordnet werden. 

 



 

§ 70b 

Bezüge bei Option 
 

(1) Im Falle einer Zuordnung gemäß § 70a Abs. 2 und 3 ist Bediensteten am 15. des Monats, 

das dem Monat der Auszahlung des letzten Bezuges nach diesem Gesetz folgt, eine 

Vorauszahlung auf die am Monatsende fälligen Bezüge nach dem NÖ LBG in Höhe von 50% 

des jeweiligen Monatsbezuges zu leisten. Bei dessen Auszahlung ist die Vorauszahlung in 

Abzug zu bringen. 

 

(2) Im Falle einer Zuordnung gemäß § 70a Abs. 3 sind die Bezüge für die von der Rückwirkung 

erfassten Monate nach den Bestimmungen des NÖ LBG zu ermitteln und die nach dem LVBG 

ausgezahlten Bezüge davon in Abzug zu bringen. Allfällige Bezugsguthaben sind binnen 6 

Monaten auszuzahlen. 

 

(3) Außerordentliche Zuwendungen gemäß § 65 Abs. 3 ff NÖ LBG gebühren nicht, wenn eine 

Zuwendung aus gleichartigem Anlass bereits nach den Bestimmungen des LVBG ausgezahlt 

wurde; eine Aufrechnung mit allfällig während der gemäß Abs. 2 erfassten Monate 

ausgezahlten Zuwendungen findet nicht statt. In den übrigen Fällen gebühren außerordentliche 

Zuwendungen frühestens anlässlich der Zuordnung (§ 70a Abs. 2 oder 3). Auf den Anspruch 

auf eine vorzeitige Jubiläumsbelohnung für eine Dienstzeit von 40 Jahren (§ 65 Abs. 5 erster 

Satz NÖ LBG) ist § 54 Abs. 4 erster Satz in der ab 1. Juli 2006 geltenden Fassung weiter 

anzuwenden. 

 

§ 70c 

Dienstausbildung bei Option 

 

(1) Die Landesregierung hat mit Verordnung festzulegen, welche Dienstausbildungen und 

Dienstprüfungen nach diesem Gesetz auf Dienstprüfungen nach dem NÖ LBG angerechnet 

werden können. Dabei ist auf den Inhalt und das Niveau der jeweiligen Dienstprüfungen 

Bedacht zu nehmen. 

 

(2) In der Verordnung gemäß Abs. 1 kann auch festgelegt werden, dass für Verwendungen, die 

einem Dienstposten entsprechen, den die Bediensteten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

NÖ LBG bereits auf die Dauer von mindestens 6 Monaten innehaben, erforderliche 

Dienstprüfungen ganz oder zum Teil nachgesehen werden. Dabei ist auf die Anforderungen an 

die jeweilige Verwendung in Bezug auf die jeweilige Dienstausbildung und die Bedeutung der 

Erfahrung für die jeweilige Verwendung Bedacht zu nehmen. 

 



(3) Zuordnungen gemäß § 70a Abs. 2 und 3 haben vor Erlassung der für die jeweilige 

Verwendung gemäß § 17 NÖ LBG vorgesehenen Verordnung mit der Auflage zu erfolgen, dass 

die Dienstprüfung innerhalb einer Frist von zwei Jahren ab Kundmachung dieser Verordnung 

abzulegen ist. Vor Ablauf dieser Frist kann aus besonderen Billigkeitsrücksichten die Frist 

erstreckt oder die Ablegung der Prüfung ganz nachgesehen werden; mit fruchtlosem Ablauf der 

Frist gilt die Zuordnung gemäß § 70a Abs. 2 oder 3 als nicht erfolgt. 

 

§ 70d 

Abfertigungsansprüche bei Option  

 

Für Vertragsbedienstete, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Jänner 2003 begonnen hat, ist 

anlässlich einer Zuordnung gemäß § 70a Abs. 2 oder 3 mit Bescheid die Höhe einer fiktiven 

Abfertigung im Sinne des § 71 Abs. 10 LVBG zum Zeitpunkt der Zuordnung festzustellen. Endet 

das Dienstverhältnis, entsteht unter den Voraussetzungen des § 64 LVBG, LGBl. 2300-29, 

Anspruch auf den gemäß dem ersten Satz festgestellten und für die Jahre von dieser 

Feststellung bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens mit den Aufwertungsfaktoren gemäß § 76a 

Abs. 5 und 6 DPL 1972 aufgewerteten Betrag.“ 

 

 

22. In § 71 Abs. 10 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 64 in der Fassung LGBl. 2300-29 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Abfertigung 

auch dann gebührt, wenn das Dienstverhältnis gemäß § 60 Abs. 3 in der ab 1. Juli 2004 

geltenden Fassung endet.“ 

 

 

23. In § 71 wird folgender Abs. 12 angefügt. 

 

„(12) Auf Vertragsbedienstete, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 2006 durch Anwendung 

des § 4a diesem Gesetz unterworfen wurde, ist § 4a in der am 30. Juni 2006 geltenden 

Fassung so lange weiter anzuwenden, als deren Dienstverhältnis uneingeschränkt diesem 

Gesetz unterliegt. Auf Vertragsbedienstete, deren Dienstverhältnis zum Zeitpunkt eines 

Betriebsübergangs gemäß § 4a Abs. 5 nach dem 30. Juni 2006 uneingeschränkt diesem 

Gesetz unterliegt, ist § 4a in der am 30. Juni 2006 geltenden Fassung weiter anzuwenden. Auf 

Kinder, für die vor dem 1. Juli 2006 Anspruch auf Studienbeihilfe erworben wurde und die sich 

bis zu diesem Zeitpunkt in einer niedrigeren als der 9. Schulstufe befanden, ist § 39 in der bis 

30. Juni 2006 geltenden Fassung längstens bis zum Abschluss der 8. Schulstufe weiter 

anzuwenden. § 40 Abs. 5 ist in der ab 1. Juli 2006 geltenden Fassung mit der Maßgabe auf am 

30. Juni 2006 bestehende Dienstverhältnisse anzuwenden, dass deren Ende gemäß § 60 Abs. 

1 lit. d frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 2006 eintritt. § 49b Abs. 3 ist in der ab 1. Juli 

2006 geltenden Fassung insoweit auch auf vor diesem Zeitpunkt gewährte Dienstfreistellungen 



anzuwenden, als für diese eine Verlängerung auf eine Gesamtdauer von mehr als sechs 

Monaten pro Anlassfall beantragt wird.“ 

 

Artikel II 

 

1. Art. I Z. 17 und 22 treten mit 1. Juli 2004 in Kraft. 

2. Die übrigen Bestimmungen des Art. I treten mit 1. Juli 2006 in Kraft. 

 


